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Veiugsprei « : Monatlich 3.— RM . rinschl. Austrkkgebühr . — Einselnummer 1» Pfg . — SamStag » »5 Pf » — « « » » tgengebühr 14 Pfz . für t mm H»h« und « in Siebentel Breite . Briefe un , frei . Bei wieder »tolunacn tariffester Rabatt , der als Kassenrabatt gilt und verweigert werden kann, wenn nicht binnen »irr « ochen nach Empfang der Rechnung Zahlung erfolgt . Amtliche Anzeigen find direkt «n die Geschäftsstelle der Karl «,ruher Zeitung , Badischer Staatsanzeiger , KarlfriedrichstraKe 14, zu senden und werden in Vereinbarung mit dew Ministerium de« Innern berechnet . Bei « lagerrhebung , zwangsweiser Beitreibung , und « onkursverfahrrn fällt de»Rabatt fort . Erfüllungsort Karlsruhe . — Im Falle von höherer Gewalt , Streif Sperre , « ussperrung , Maschinenbruch , Betrteb «ftSrung im eigenen « « trieb »der in deneu unserer Lieferanten , hat der Inserent keine Ansprüchefall « die Zeitung verspätet , i« beschränktem Umkauge »der nicht erscheint . — Für telephonische « »bestellung v»n Anzeigen wird keine Gewähr übernommen . Unverlangte Drucksachen und Manuskripte werden nicht zurückgegeb«und es wird keinerlei Verpflichtung zu irgendwelcher Vergütung übernommen . Abbestellung der Zeitung kann nur je bi« 95. aus Monatsschluß erfolgen . — Beilagen zur Karlsruher Zeitung , vadischer Staatsanzeiger rZsntralhandelsregister für Bade », Badischer Zentralan ^ iger für Beamte ^ wiffenschaft und Bildung , Badische Kultur und Geschichte, Badisch« » »hlfahrtsblätter , Amtliche Berichte über di« Berhandlungen des Badischen Laudtag »

MirtsckaMicbe "lllmscbau
Die Ausführungen des Reichsfinanzministers Dr . Köh.

ler , der in seiner Etatsrede erklärt hatte , er sehe gegen¬
wärtig keine Möglichkeit, wie Deutschland, trotz allem
guten Willen, die steigenden Daweslasten aufhringm
könne , haben in Amerika Beachtung gefunden . Nicht
lange vorher hatte ein Mitarbeiter am Dawesplan , der
ttilifornische Bankpräsidenit Robinson, eine Revision des
Dawesplanes für unnötig und Deutschland für weiter
zahlungsfähig erklärt , weil es ja nicht mehr die Militär -
vorkriegslasten zu tragen

'
habe. Allerdings kostet uns das

uns durch Versailles aufgezwungene , übrigens relativ,sehr teure Berufsheer nur die Hälfte bis ein Drittel der
militärischen Vorkriegsausgaben , aber anderseits sind
allein die sozialen Lasten aus dem Kriege so außer¬
ordentlich gestiegen, daß die Verminderung unseres Mi¬
litärbudgets dadurch weit wettgemacht wird . Das ver¬
armte Deutschland — man denke an die zwei Millionen
Arbeitslose, die Kriegsopfer , die ganz mangelhaft abge¬
fundenen Jnflations - und Liquidationsgeschädigten —
in dem Millionen von Menschen als Folge des Krieges
weiter darben , ja hungern müssen, soll nach Herrn Ro¬
binson imstande sein , die jährlichen Milliardentribute an
bas Ausland weiter zu leisten. Sie betragen für dieses
Etatsjahr rund 2 Milliarden , steigern sich 1928 lveiter
um 432 Millionen und 1929 um 290 Millionen . Die
starke Zurückhaltung in der Beurteilung der Finanzlage
durch den neuen Reichsfinanzminister ist wohl vor allem
Ms diese Sachlage zurückzuführen.

Freilich haben wir ja auch seit längerem , aber gerade
jetzt nach der Rede des Reichsfinanzministers , andere
rund verMnstigere Stimmen von jenseits des Ozeans ge¬hört . Ein Fehler des Dawesplans , der aus der Größedes Massenkonsums das deutsche Volkseinkominen beur¬
teilen will, ist u. a., daß er dazu als Maßstab die immer
noch überspannte Konsumbesteuerung durch Verbrauchs¬
abgaben und Zölle nimmt . Soweit finanzielle Gründe
zu dieser Überspannung weiter zwingen , kann nur eine
Änderung des Londoner Abkommens uns hier Erleichte¬
rung bringen , indem eben Maßstäbe für eine richtigere
Beurteilung der deutschen Leistungsfähigkeit gesucht
werden. Nicht zu bestreiten ist es , daß manche aus so¬
zialen Gesichtspunkten bekämpfte Steigerungen der Kon¬
sumsteuern uns mechanisch infolge der Bestimmungen des
Dawesabkommens Sonderreparationsleistungen einge¬
bracht haben. Vom Reichsfinanzminister ist zunächst
bekanntlich eine Senkung der Zuckersteuer in Aussicht
gestellt.

»
Der allgemeine Optimismus in Wirtschaftsfvagen istin letzter Zeit wieder stärkerer Unsicherheit gewichen ,was sich u. a . auch auf den Börsen zeigt. Unerfreulich

schließt u. a . die Handelsbilanz für Januar mit einem
Einfuhrüberschuß im Wert von fast 300 MM . M . undeiner Abschwächung der deutschen Ausfuhr um 34 Mill .Mark ab. In diesen Januarziffern kommt somit wenig¬stens vorläufig keine Fortsetzung der relativ günstigenGesamttcndenz dies Vorjahres zum Ausdruck, das beieinem geringen überwiegen der Einfuhr im ganzen eineannähernd ausgeglichene Handelsbilanz zeigte. Verstim-mend wirkt auch die sich steigernde Zahl der Arbeitskon¬flikte. überall , auch in den Reichsbetrieben , wie der Ei¬senbahn, werden Kündigungen der Tarifverträge ange-meldet' und stellenweise ist es bereits zu offenen Kämpenund Aussperrungen gekommen, während es anderwärtslanger und schwieriger Verhandlungen , bedurfte , um denArbeitsfrieden aufrechtzuerhalten . Vielfach geht esnicht nur um die Löhne, sondern auch um die ArbeitS -zeit, deren gesetzliche Neuregelung ja nun bevorsteht. Hierwird der Reichstag über die am meisten strittige Fragezu entscheiden haben, ob die Leistung der freiwilligenMehrarbeit künftighin generell für ; alle Betriebe ohneAusnahme verboten sein soll.

Unsicherheit droht auch in den Geldmarkt zu kommen.Der Zustrom ausländischen Kapitals hat sich infolge derZinssenknng in den letzten Monaten stark vermindert ,und es hat überdies , wie die letzte Devisenbilanz derReichsbank zeigt, ein erheblicher Abfluß vom deutschenKapitalmarkt stattgefunden , während ihn gleichzeitiginländische Emissionen stark beanspruchten . Man fürch-tet , daß die Verwendung des Ertrages der großen 500-
Millionen Reichsanleihe zum großen Teil nur ganz kurz¬fristig sein kann und daß der Erlös in der Hauptsachebald für Reichszwecke in Anspruch genommen wird , wozu

die umfassenden, im Gang befindlichen Lohnbewegungen
zwingen könnten. Es wird deshcitb als wünschenswert
bezeichnet, daß das Reich solange als möglich sich Mittel
durch den Verkauf von kurzfristtgen Schatzanweisungenan die Reichsbank beschafft, um eine ungünstige Beein¬
flussung des Kapitalmarktes zu vermeiden. Was den
Markt für wettere Anleihen anlangt , wird festgestellt,daß die fünfprozentige Reichsanleihe z. B . in Holland
wenig Interesse fand, da man dort eine höhere Verzin¬
sung für gute Anlagen gewohnt sei, und man glaubt ,daß gute Placierungsmöglichkeiten auch auf anderen
Auslandsmärkten für künftige deutsche Emissionen nur
bei besserer Ausstattung geschaffen werden könnten.
Freilich stehen dem die Bedenken entgegen, die auf die
an und für sich starke Belastung unserer Zahlungsbilanz
schon durch die Daweslasten Hinweisen . Hier liegt eben,wie weiter oben dargelegt, eine Haupffchwierigkeit für
die Besserung der Wirtschaft und der Finanzen Deutsch¬lands .

*
Seit längerem wird über die Frage „Eisenbahnen oder

Kanäle", an der auch unsere badische Wirtschaft sehr
interessiert ist, eingehend debatttert . Es handelt sich hier
sowohl um die Schiffbarmachung von Flüssen, wie auchum eigentliche Kanäle und es geht um die Frage , ob
unter den heutigen Verhältnissen ein weiterer Ausbau
des deutschen Wasserstraßennetzes, wozu ja sehr zahlreiche
Projette vorliegen, volkswirffchastlich wünschenswertund tragbar ist, und ob nicht die Eisenbahnen imstande
sind , von wenigen Ausnahmen abgesehen , den in Aussicht
stehenden Verkehr zu bewälttgen.

Die Reichsbahnverwaltung bejaht in einer dem Reichs¬
tag überreichten Denkschrift diese Frage . Die Transport¬kosten seien, wenn man den gesamten Aufwand für Bau
und Unterhaltung neuer Kanäle hinzurechne, auf dem
Wasserwege größer und deshalb dieser Aufwand volks¬
wirtschaftlich verloren . Eine Überproduttion von Ver¬
kehrsanstalten gefährde die gesamte Wirtschaft des Reichsund müsse eine Krise im Verkehrswesen bringen , die
umso verderblicher werden könne , als dieses im Besitzder öffentlichen Hand fei. Eisenbahnen könnten Kanäle
entbehrlich machen , nicht aber sei das Umgekehrte der
Fall . Die Kanalfreunde fordern fteilich nun von der
Reichsbahn zahlenmäßige Beweise für diese Behaup¬
tungen und erklären, daß vielfach gerade durch den Bau
von Kanälen die Reichsbahn infolge gesteigerten Um¬
schlages profitiert habe. Eine gleichfalls dem Reichstag
vorliegende Denkschrift des Reichsverkehrsministeriums
behandelt objektiv nicht weniger als 38 Pläne von Kanal¬
bauten , Kanalisierungen , Fahrrinnenausbau usw., wobei
übrigens der Ansicht entgegengetreten wird , daß die
Kayalbautyn besondere Rückwirkungen auf den Arbeits -
martt haben. Es wird darauf hingewiesen, daß nur ver¬
hältnismäßig wenige Arbeitsttäfte notwendig seien und
die Arbeit durch Maschinen geleistet werde. Demnächst
steht im Reichstagsplenum eine große Debatte über
Kanalfragen in Aussicht . Der Reichstag wird sich so¬wohl prinzipiell zu dem ganzen Fragenkomplex zu äußernhaben wie auch schließlich Entscheidung über die Einzel -
projette treffen müssen, von dem der berefts im Rahmendes Arbeitbeschaffungsprogramms begonnene Fortbaudes Mittellandkanals das bedeutsamste ist.

Von den badischen und Baden mehr angehenden Pro¬jekten dürfte die volkswirtschaftliche Notwendigkeit der
Rheinregulierung von Straßburg bis Kembs , und derAusbau des Oberrheins , die ja Deutschland nicht allein
vornehmen kann, außer Zweifel stehen . Anders verhältes sich bei der Fortführung der Neckarkanalisatton,gegen die mannigfache Widerstände im Land selbstvorhanden sind und dem geplanten Saar -Pfalz -Kanal ,der sich noch gänzlich im Borstadium der Projettierungbefindet. Die übrigen Kanalpläne im Reich , haupffäch-
ttch in Norddeuffchland wurden kürzlich in bemerkens¬werter Weise von dem bekannten Generaldirektor Dr .Silverberg -Köln in der Enquetekommission bekämpft. Erhielt eine einheitliche Verkehrspolitik für wichttger als alleneuen Projekte und sprach sich dahin aus , daß die Reichs-bahnen imstande seien , alle Anforderungen der Wirt -schaft zu befriedigen. Während er dem Hansakanal vonder Ruhr nach Hamburg skepttsch gegenüberstand und denAachen -Rheinkanal dirett ablehnte, ließ er den Rhein -Main —Donaukanal aus politischen Gründen gelten undsprach sich auch für die Fertigstellung des norddeutsck ^ nMittellandkanals , der ja Rhein und Weser mit der Elbe

und dem ostdeutschen Flußsystem verbinden wird, schonaus Presttgegründen aus . Natürlich haben alle, auch ganzunrentablen Kanalprojette ihr entschiedenen Befürworter ,vor allem aus den Kreisen der interessierten Gemeinden,
* *. . *

Die Gemeinde- und Staats»
Verwaltung in Waden

Aus »dem Ministerium des Innern wird Es geschrieben :
Auf dem am 14. Januar -d. I . zu Freibuvg tagenden Badi -sthen Städdetcrg hvelt Herr Oberbürgermeister Dr . Kutzer-Mannheim einen Vortrag über Sbeuerfvagen , Selbstveewal -trmg und Finanzausgleich . Zu den finanzpolitischem Fragensoll in diesem Artikel nicht Stellung '

genommen werden», wohlaber zu 'dem Problem »der Staats - und der gemeindlichenSelbstverwaltung . Gerne sei hierbei anerkannt , daß die ausdas Verhältnis »der Selbstverwaltung zur Staatsverwaltungvon Herrn Oberbürgermeister Dr . Kutzer gemachten Aus-Svungen Anregungen enthalten , gegen welche sich in der- nicht viel sagen läßt . Andererseits jedoch bewegen sichvon ihm über die psychologische Beurteilung dieses Ver¬hältnisses gemachten Ausführungen «in einem gewissen grund¬sätzlichen Irrtum .
Der wesentliche llnterfchied, der die Gemeindeordnunii vomJahr 1921 gegenüber dem früheren Gemeinderecht in Badenauszoichnet , ist nicht so sehr in der Änderung einzelner ge¬setzlicher Bestimmungen zum Zwecke der Lockerung der Staats »aufficht zu suchen , Äs in der grundsätzlichen Achtung vor derSelbstverwaltung , die sich in der gesamten Tendenz des Ge-fttzes sowohl, wie in seiner Begründung ausdrückt. DieseTatsache wird auch nicht, »durch Hinweise auf die vermeintlichin anderen Ländern »des Reiches bestehende freiere Stellungder Gemeindeverwaltung im StaÄ erschüttert.Die Vollzugsbehörden der inneren VerwÄtung in Badenbetrachten ihr Verhältnis zur gemeindlichen Selbstv- rwaltuugals »durchaus geordnet ; sie achten die Selbstverwaltung derGemen . de. Es mag sein , daß »dieser Grundgedanke noch nichtber allen Nachgeordneten Behörden und in allen Fällen sichGeltung verschafft hat ; beim Ministerium selbst, in dessen Ge-meMdeabtotlung und insbesondere auch bei den als Staats -aufstchtsbehörde für -die »Städte in Betracht kommenden Lan -deskommlssaven. ist er zur Selbstverständlichkeit gewordenDrese Stellen sehen »in der gemeindlichen Selbstverwaltungnicht ladrgllch eine verwaltuugstechnische Notwendigkeit; derGrundsatz , wonach die Selbstverwaltung ihren hohen staats -pol»itffchen Ausdruck in »der Heranziehung »unseres Volkes zurpraktischen Verwaltungsarbdit und »zur politischen Mitverant -wortu -ng findet , wird von der Staat saufsichtsbchörde durch-aus als richtig anerkannt . Ihr liegt infolgedess»vn jede Ab-sicht zur Bevormundung »der Gemeinden fern . »Sie sieht e»insbesondere gegenüber den Stadtgemeirnden lediglich als ihreAufgabe »an . die Gesamtintevesson des Landes in dem erfor -derllchen Maße gegenüber den »Sondermteresson einer Ge-mevnde zur Geltung zu bringen . Dies gilt auch dort , wo dieGenehmigungSvorbehalte die Entscheidung der Staatsauf ,sichtSbehovde rechtlich in deren freies Ermessen stellen .Diese psychologische Einstellung ist nach der praktischen Seitehin v« l »bedeutsamer ÄS die Frage , ob »in dem einen oderdem »anderen Falle »das in Gesetz oder Verordnung niederae »legte Wirkungsrecht »der Staatsauffichtsbehörde »eingeschränktoder entbehrt »werden könnte. Dr . Kutzer sieht »die Äuge nurvom Standpunkt »einer Stadt von einer Viertelmillron Ein -wohner an ; »dabei Übersicht er . wie selbst eine Stadt in dieserGroße die ihr in der Gemeindeordnung gegebenen Freiheitennicht ernmÄ völlig auszuschöpfen in der Lage ist. Sagt er»doch selbst, daß die Stadtverwaltung von Mannheim bis jetztmcht ommal -die .Baupolizei übernommen hat, und warum ?weil man „neue Verantwortlichkeiten gegenüber der „turba

^ u' rttum ' scheut . Gerade aus dieser Beobachtung kann manschr wohl den Schluß ziehen, »daß »das „(Geschrei " die Selbst -VerwÄtung ist in Gefahr , eigentlich mchr theoretische Äs prak-üsche Beüeut -ung hat . ES -ist gar nicht von .ungefähr , -daß bei^ i»? , »Vorsteher emer «roßen Stadt , wo es »die Liberalität derstädtischen Körperschaften erlaubt , einen Stab fachlich autqualifizierter Beamter zu »halten, das Bedürfnis nach An-lehnung bei »der Staatsverwaltung nur geringen Ausdruckfindet .
Bestände noch wie bis jrnn Jahre 1921 für di« großenStädte ein Sonderrecht , so ließe sich wohl darüber veden . obman nicht für die Städte die Staatsaufficht grundsätzlich nochweiter ernschränken könnte . Aus »wohl erwogenen Gründenwurde jedoch bei der Revision »der Bad. Gemeindeordnung imJahre 1921 die Schaffung eines gemeinsamen Rechtes fürdie Städte wie für »die kleinen Gemeinden beschlossen. DieseEntscheidung ist von »der Erkenntnis abgeleitet, daß m Badenmit feinen besonders vielen, kleinen Gemeinden in der Frageder Beurteilung des grundsätzlichen Verhältnisses von Selbst -Verwaltung und Staatsaufsicht anders »gerechn»et werden muß,als etwa in Preußen , »wo man in manchen Provinzen diebäuerlichen Dorffiodelungen nur in einem »ganz verschnür.-denden Maße kennt. »Wer will leugnen, »daß »diese Voraus¬setzung für eine -unter den »heutigen verwickelten Verhältnis¬sen wirksamen und »lebensfähigen Selbstverwaltung , nämlichdie Bildung solcher Zellen der Selbstverwaltung , die auch fürgrößere Auf»gaben leistungsfähig und von fachkundigen Köp¬fen geleitet sind , in zahlreichen Gemeinden noch nicht »verwirk-licht ist. Jedenfalls kann der Gesehgebr an dieser Tatsachenicht vorübergehen ; im -übrigen wolle nicht vergessen» werden,daß auf die Gestaltung »des Verhältnisses für die Staats - undSelbstverwaltung zueinander , stets neben anderen wichtigenZeiteoeignissen immer auch »die interne Siedtungsgoschrcht«einen entscheidenden Einfluß ausübte .



Wo*r Hirsen tSL&mpmm Grtvägwvgen omB gesehen , Uexfiezt
daS « nzelne VoErrnyen «gegen iw» badische Recht an sich
ichon auhervvdentiich cm BeLewtomg. Gibt Dr. Kutzer doch
elbst zu . Laß ton Vollzug nicht alles fofchiimm sich cmswirkt,wie eS in dü BerorLrmna auSsehen mag. Wenn z . B . Tie

Gültigkeit einer Geme -in-dqatzuag an di« vorherige Genehm i-
gu-ng ober Nichtbeanstandung der Staatsaufsichtsbehörde ge¬
bunden ist, so darf man dcäei nicht außer Acht lasten , daß
es sich hier -um eine technische Notwendigkeit handelt, die über»
all dort als unentbehrlich erscheint , wo der Staatsaufsichtsbe-
hörde die Überwachurrg der Emhaltnn-g von Gesetz und Sat¬
zung durch die Selbstverwaltung zur Pflicht gemacht wurde .
Man mag darüber streiten , wo die Grenzen des technisch Not¬
wendigen liegen, nicht bestritten werden kann aber, Latz bei der
außerordentlichverwickelten Rechtslageder Gegenwart dieAuf¬
fassungen über das, was mit Recht und Gesetz vereinbar ist,
vielfach wett auseinander gehen . Sill man es nun darauf
cm-komm-en fassen, datz « ine Gemeindesatzung , die auf einer
solchen nach A-uffaffung der - Staatsverwaltung unrichtigen
Rechtsau fsassung beruht , erst in Kraft tvttt und dann auf
nachträgliche Beanstandung seitens der Staats « ufticht wieder
außer Kraft gesetzt werden mutz? Dieses Verfahren, das bei
Einzelverfü-gun -gen Wohl angängig ist, würde bei Satzungen,die doch als Normen des öffentlichen Rechts Gesrtzeswlrkung
haben , sowohl dem Ansehen der gemeindlichen Verwaltung,als auch dem Interesse der Gemeinde selbst außerordentlich
abträglich sein . Dies gilt ganz 'besonders für solche Satzun¬
gen , di« das Verhältnis von Gemeinden und Einwohnern
regeln, und die von letzteren gar geldliche Leistungen fordern .Die nachträgliche Außerkraftsetzung einer foldfjen Satzung

Vollzugs»«rordnungen sind nicht „die Seligkeit der Büro¬
krat« "

, sie sind achesehen ° davon, daß insbesondere die
Reichsgefetze vielfach als Rahmengesetze 'die Erlassung von
Vollzugsvorschriftendurch die Länder vorschreiben . — muß
doch in der Durchführung von Gesetzen ein« gewisse einheit¬
liche Linie gewahrt werden — die notwendige Folge der Tat¬
sache , daß der Vollzug der Gesetze vielsach in Hände gelegt
ist, die ohne ins einzelne gehende Anweisung zur glatten
Durchführung der ihnen mit dem Vollzug gestellten Aufgabe
nicht in 'der Lage sind und auch gar nicht sein können . Fürdie Auslegung des Gesetzes ist nun einmal nicht nur der
geschriebene Gesehestext maßgebend , sondern häufig- muß man
auch die dem Gesetz zu Grunde liegenden Materialien ken¬
nen . Natürlich läßt sich die Tatsache einer mangelnden Er¬
ziehung der aussührenid« » Organe zur Selbständigkeit nicht
bestreiten ; doch auch darin ist es seit der Staatsumwälzung
besser geworden . Wenn 'hierbei noch Ausstellungen zu

' machen
E

nd» so darf man eben nichts Ungewöhnliches verlangen,
_erat von heute auf morgen ist mm einmal hierin eine Kurs¬
änderung nicht möglich . Deswegen -erscheint eine gute Voll-
-ugsvervrdnung immer noch bester, wie ein schlechter Vollzug
ohne Ordnuim.

Ter hohe Wert von Vollzugsvorschriften liegt auch darin,
tatz sehr viel von den zufälligen Anschauungen und Erfah¬
rungen desjenigen in sie hineinverarbeitet wird, der ft« ge¬
macht hat ; und schließlich gibt es, wie jeder BerwaltungLprak -
tiker weiß, für die Erreichung eines Zieles mehrere Wege ,von welchen den Vollzugsorganen der bestmöglichste vorge¬
zeichnet werden mutz. Ohne VollzugsVorschrift überhaupt gehtes auch in einer Stadt wie Mannheim nicht. Solche müßteneben dann von den städtischen Beantten verfaßt werben . Frei¬
lich würden sie nachher anders anssehen; ob sie besser wären,kann dahingestellt bleiben .

Für alle -die Dinge , die in der einen oder anderen Form
Gegenstand -der Entscheidung der Staatsaufsichtsbehörde wer¬
den können^ ist überdies eine gewisse Gleichmäßigkeit in ihrer
äußeren Aufmachung eine so selbstverständliche betriebstech¬
nische Voraussetzung , daß bmreben rein theoretische Forderun-
*><-" der Selbstverwaltung kein oder nur wenig Gewicht
haben .

^err Dr . Kutze -r beanstandet auch ,»die Einräumung eine»

Gemeindeverwaltung selbst anzubringen find, dann zeigt sich»
wie abwegig diese Beanstandung ist, denn eS geht doch wohl
nicht an, einen Befc^ vebdeführer an jene Instanz zu verwei-tu, welche den angefochtenen Gemetudebeschluh gefaßt hat.

oll mtt dem gemachten Ernwand aber etwa das Beschverde¬
recht überhaupt bekämst werden, dann ist hierbei der wich,
tige staatspolitische Grundsatz außer acht gebasten, daß auch
dem einzelnen gegen rechtswidriges Verhalten einer Ge¬
meinde Schutz zugesichert fern mutz.

Durch das jedem Interessenten gegenüber -den Entscheidun¬
gen der Gemeindeverwaltung gewährleistete Beschwerderecht
wird die ÜberwachungLbesugnis der Staatsaufsichtsbehörde
nicht «n geringsten erweitert. Letztere entscheidet lediglich
ton Rahmen der ihr -zustehenden Aussicht, gerade so, als ob
«ine Beschwerde überhaupt nicht vorliegt. Mit anderen Wor¬
ten, der hiergegen von Dr . Kutzer erajo&ene Entwand trifft
nur der Form, . nicht aber der Sache nach zu . Das Recht der
Beschwerde ist -der Sache nach nichts anderes wie «in Anzeige-
« cht, wie -es bei jeder Staatsbehörde auch als selbstverständ -

-tich besteht.
D« weitere Forderung von Dr . Kutzer, die Wahlzeit der

besoldeten Stadträtr auf 9 Jahre auszudehnen, ist s. Zt . bei
Schaffung der neuen Gemeindeordnung ausdrücklich mit der
Motivierung abgelehnt worden, es fei das Übergewicht de?
ehrenamtlichen Elements im Stadtrat zu erbalten. Der Ver¬
zug von besoldeten Beigeordneten zum Stadt rat nach dem
Beispiel' des preußischen Magistrats wurde ausdrücklich abge-
sehrtt ; die Position des berufamtlichen Elements bei der ge-
meindüchen Beschlußfassung sollte nicht gestärkt werden . Im
Rahmen der preußischen Magistrats-Verfassung hat das Stadt-
verordnetenkollegiunr -ein wesentlich anderes Gewicht gegen
den Magriftrat, als in Baden der Bürgerausschuß gegen den
Stadt rat . Um den großstädtischen Bedürfnissen hinsichtlich
der Mitwirkung besoldeter Stadträte Rechnung zu tragen u. um
dabei doch die Stellung des bürgerlichen Elements gegen die
besoldete Verwaltung nicht W schwächen, kam man zu dem
Ausweg, wo ein Bedürfnis -dazu besteht, besoldete Stadträte
wählen zu lasten . Von dieser Erwägung ausgehend, bleibt
somit den großen Städten die Möglichkett , entweder Re Zahl
der Bürgermeister zu erhöhen , deren Wahl auf 9 Jahre gilt,
oder besoldet« Stadträte zu berufen, die sich, wie die ehven --
amtlich tätigen Stadträte alle 4 Jahre der Wahl zu unter¬
ziehen haben. Die Beanstandung dieser Rechtslage durch Ober¬
bürgermeister Dr . Kutzer ist mnso auffälliger , als doch die
Oberbürgermeister der übrigen Städte -des Landes die Beru¬
fung von Beigeordneten nach preußischem Düuster nicht fürnotig erachteten .

Auch das Badische Stiftungsrecht wurde von Oberbürger¬meister Dr . -Kutzer beanstandet ; er hat aber verkannt , daß di«
Stiftungen , welche von den Gemeinden als Treuhänder ver-waltet werde» , z . Zt. keineswegs als dieselbe Rechtsperson crn -
z»sehen sind, >vie die Gemeinden, und hinsichtlich deren nichtn-ur der Gedanke der Staatsaufsicht Mir Erfüllung der öffent¬
lichen Zwecke, sondern auch zur Erfilllnng des Stif¬
tungs-Willens und zur Erhaltung des Stiftungsvermögens Be -
rücksichtigung durch die Stell« , die ihr die Rechtspersönlichkeit
verliehen hat , fordert .

Auch beim Ortsstratzrngesev wird die Zukunft wohl maiiche
Schranke zugunsten der Selbstverwaltung der Gemeinden
ntederle -gen . Der Umstand aber, dätz gerade auf diesetn Ge¬
biet die privaten Interessen der Gmcndftückbesitzer mit den
öffentlichen der Gemeinden vielfach in ungemtnderter Stärke
aufe-inanderstohen und daß daher zweckmähigerweise -die ent-
gültige Entscheidung einer Stelle übertragen wird, die jegli¬
chen Einflüssen fernsteht , muß zur besonderen Vorsicht und
Zurückhaltung Anlaß sein .

Hinsichtlich der Frage, ob die P »liz« ih»hrit den Gemeinden
absolut zustehen soll , oder ob «s nicht aus sehr wichtigen
staatSpol -it-ffchen Gründen auch von dem Standpunkt einer Ge -
meindeverwctttuny «ms doch opportun ist , die Sicherheitspolizei
als «in Staatsorgan aufzuziehen, das je nach gegebener Sach¬
lage auch außerhalb des Äandorts Verwendung finden kann»
herrschte eigentlich bei der Neufassung der in Frage stehenden
Bestunmungen der GO . kein erheblicher Meinungsstreit. Es
ist aus Achtung vor der Selbstverwaltung in der Gemeinde¬
ordnung der Grundsatz ausgesprochen , daß zu den gemeindli¬
chen Angelegenheiten alle Zweige polizeilicher Tätigkeit ge¬
hören , -deren Aufgabe es ist, die Gemein-Jnte ressen der ört¬
lichen Gemeinschaft zu befriedigen . Aus wichtige » staatspoli-
tischen Erwägungen ist, man kann Wohl sggen , selbstverständ¬
lich die Möglichkeit einer Rückübertragung polizeilicher Auf¬
gaben auf den Staat vorgesehen . Auch -die Bemerkung Dr.
Kutzers , die Ortspolizei sei in Baden nicht eigene Aufgabr der
Gemeinden, ändert an -der Richtigkeit unserer Auffassung zu
dieser Sachlage nichts . Wenn die Gemeinden kraft des Geset¬
zes verpflichtet sind, in dieser Frage den Weisungen der
Staatsauffichtsbehörden zu folgen, so leitet der Staat die Be¬
fugnisse zu einem solchen Anwms -ungsrecht von seinem Grund¬
recht der Selb erhaltung her ; will er sich nicht selbst ausge¬
ben, dann k«mn er nie darauf verzichten , insbesondere nichtin Zetten, -in denen -die wirtschaftlichen und politischen Ver -
hältniffe noch nicht die für den geordneten Gang des staatlichen
Lebens erforderliche St -etigkett erlangt herben , sich die Polizei
ganz allgemein -dienstbar zu machen . In ihrer Konsequenz
führt -die Auffassung Dr . Kutzers über diesen Punkt zwar
zur Festigung der allgemeinen Ordnung in den großen , lei¬
stungsfähigen Städten-, andererseits aber zur Schwächung der
Staatsgewalt im allgemeinen und zum Nachteil der Gemein¬
den des Platten Landes . Es gab schon einmal in Deutschland
eine Zeit, wo es s» -aussah; es -war dies -die Zeit, wo die Stadt -
Republiken in Blüte standen und Länder -wie Reich dem Zer¬
fall anheim fielen. -Seit der Staatsumwälzung haben auch in
Preußen die -großen Städte die gemeindliche Sicherheitspoli¬
zei -auf den Staat übergehen lassen . Ohne vorher sehr ernste
Erfahru-itgen gemacht zu laben , geschah dies sicherlich nicht ;
aber es geschah, denn -Re Praxis sieht aus -diesem Gebiet auch
wesentlich anders aus als die Theorie .

Die Mage der Städte über ' Bedrohung ihrer Selbständig¬
keit -beruhen im allgemeinen auch weniger <mf dem Gebiet
der Handhabung der in der Gemein-deverfassung niederge-
legten Auf-sichtsbesugniisse: sie liegen auf -dem Gebiet der ver¬
loren gegangenen finanziellen Selbständigkeit. Die neue Fi¬
nanzordnung des Reiches ist die Ursache dazu. Das Reich hat
«inen Krieg verloren . Reich und Lander müssen von -dem Er-
trag aus Steuerquellen, die früher vorzugsweise den- Gemein¬
den zur Verfügung standen , erhebliche Teile für ihre inneren
und äußeren Verpflichtungen in -Anspruch nehmen . Länder
und Gemeinden sind Kostgänger beim Reich geworden und bei
den Gemeinden -insbesondere Wunde die Pflicht zur Selbstver-
antwartung, welche bei eiserner Konsequenz neben dem Recht
auf Selbstverwaltung steht, stark erschüttert . Es wäre des¬
halb .schon zu -wünschen , daß durch einen endgültigen Finanz¬
ausgleich die Frage der Wiederherstellung einer möglichst weit¬
gehenden finanziellen Selbständigkeit der Gemeinden in be¬
friedigender Weise gelöst werden könnte . Ob dieses Ziel
schon bald erreichbar ist , läßt sich heute angesichts der über¬
mäßig starken Reparationslasten rwch nicht mit Klarheit er¬
kennen ; -in dieser Beziehung sind eben die Gemeinden, Län¬
der und das Reich -eine große Schicksalsgemeinschaft .

Durch wahlloses Herausgreifen von Einz-elhetton hat Herr
Oberbürgermeister Dr . Kutzer auf dem Städtetag über die
badische Gemeindeordnuny eine Darstellung gegeben, die dem
tieferen Gehalt derselben nicht gerecht wird. Das ehrliche
Bestreben , derStaatsverw -cü-tungSbehörde , vor der Selbstverwal¬
tung unter Wahrung der notwendigen Erfordernisse -der Ge¬
samtheit Achtung zu bekunden, -ist ja von Dr . Kutzer nicht ge¬
leugnet worden Er hat aber auch nicht genügend berücksich¬
tigt, daß die Gemeind « , nicht «eben dem -Staat bestehen , son¬
dern innerhalb desselben als Mied der Staatsverwaltung
wurzeln-. Die Verwaltung der Gemeinden ist nicht nur Selbst¬
zweck, sondern sie bleibt immer auch -Staatszweck, kn dem „sie
ihre Aufgabe im Rohmen des Staatszwecks aus räumlich be¬
grenztem Gebiet erfüllt ". (Gündert zu § 6 Anm. 1 b S . 66 . ) Es
geht schlechterdings nicht an, -datz -einzeln« Gemeinden als
organische Deile des Staates sich über die gesetzlichen Schran¬
ken zum Nachteil der Allgemeinheit hinwegsetzen .

Und hierüber hat nach ß 9 -der G.O. der Staat nun einmal
zu Wachen .

Ernste Erkrankung des Reichstagspräfidente «
Reichstagspräsident Löbe ist von einer Blinddarmentzün¬

dung befallen worden . Donnerstag nachmittag mußte eine
Operation vorgenommen werden . Sie bestätigte die Diagnose
der Arzte in vollem Umfange. Es handelt sich einerseits um
ältere Verwachsungen , andererseits um eine frische, aber sehr
schwere Entzündung des Blinddarms mit eitrigen Belegen.
Es war auch schon eine kleine Durchbruchsstelle vorhanden .
Die Operation, die yt Stunden dauerte , nahm einen guten
Verlauf.

*
VDZ . Berlin, 25. Febr . (Tel . ) Das Befinden des Reichs -

tagspräsidenten Löbe war um 9 Uhr vormittags nach dem
Befund der Herren Prof . Dr . Zondek, Prof . Borchardt und
Dr . MoseS : . Das allgemeine Befinden ist zufriedenstellend;
der Präsident hat gut geschlafen . Die Temperatur ist bedeu¬
tend heruntergegangen. Der Herzbefund ist ebenfalls zufrie¬
denstellend . Das Gesamtbefinden gibt zu günstigen Aussichten
Veranlaffung."

Der Reichsrat
hat am Donnerstag dem Gesetzentwurf über den Beitritt
des Reiches zu der Übereinkunft von Montevideo vom 11.
Januar 1889 über den Schutz »M» Werken der Literatur und
Kunst zugestimmt . Durch den Beitritt Deuffchlands zu dieser
Übereinkunft sind nunmehr die deutschen Urheberrechte an
Werken der Ltteratur und Kunst auch im lateinischen Süd .
amerika geschützt. Weiter wurde angenommen der Gesetzent¬
wurf über den deutsch-türkische« Handelsvertrag und das
deutsch- türkische Niederlassungsabkommen und der Entwurf
über die Erlaubnispflichtfür die Hersteüuug van Zündhölzern.
Nach der Vorlage, die sich gegen den schwedisch-amerikanischen
Zündholztrust richtet, ist die Herstellung von Zündhölzern,
abgesehen von den bestehenden Betrieben und wichen , mtt
deren Einrichtung bereits vor dem 1. Juli 1936 begonnen
worden ist, von einer besondere« Erlaubnis des Reuhstmrt-
fchastsmiuisterimuüabhängig.

Deutscber « eicbstsg ^
_ WTB. » er« «, 24. Febr.

Die zweite Lesung des Haushaltsplanes für 1927 wird fort-gesetzt
beim Justizetat.

Reichsjustizminister Hergt dankt dem Abg. Dr . Kahl für die
Glückwünsche aus Anlaß des 56jährigen Jubiläums ' des
ReichSjustizminffteriums. Er erklärte ferner, es werde seine
vornehmste Aufgabe sein , für die Wiederherstellung der deut¬
schen Justizhoheit im besetzten Gebiet einzutreten. Der Red¬
ner beantwortet dann die kommunistische Jnterpellatton, die
eine Amnestie für die wegen Abtreibung Berurteilten ver¬
langt. Eine Rundftage bei den Ländern anfangs 1926 hat
ergeben , daß die verhängten .Strafen zum weitaus größtenTeil cm der unteren Grenze des Strafmaßes bleiben . Vom
Gnadenrecht haben die Länder weitestgehend Gebrauch ge¬
macht. Eine erneute Anfrage beim preußischen Justizmini¬
sterium ergibt , datz die Staatsanwälte nach Inkrafttreten der
milderen Besttmmungen angewiesen wurden zu prüfen, ob
Gnadenerweise zu beantragen se,en. Gnadenerweise sind in
weitestem Umfange ergangen bis in die neueste Zeit hinein.
Danach liegt für eine Amnestie kein Bedürfnis vor . — Dem
sozialdemokrat,scheu Antrag, das RrichLgericht von allen Sa¬
chen erster Instanz (Hochverrat ) zu entlasten, lehnt der Mi-
nifter ab, weil das die Rechtseinbeit stören würde . Auch die
Wiederherstellung der Schwurgerichte bekämpft er, und alle
Länder mit Ausnahme Hmnburgs hätten sich für das Erwei.
terte Schöffengericht ausgesprochen .

Abg. Brodaus (Dem. ) . Wir haben nicht kritisiert , daß dt«
Richter die wirtschaftliche Umstellung zu spät berücksichtig
haben , sondern nur, daß sie sich nicht auf den neuen Staat
einstellen konnten. Die Vertrauenskrise der Justiz kann man
nicht mit einer Handbewegung abtun, denn das Mißtrauenaller Republikaner in die iliechtsprechung ist nicht etwa künst¬
lich in das Volk hineingetragen worden . Der Redner führt
zum Beweise dafür eine Reihe von Urteilen an . Auch die
Staatsanwaltschaft erhebe Anklage immer nur gegen das
Reichsbanner , nie «e^m den Stahlhelm , selbst wenn nach¬
weislich die ersten Tätlichkeiten von den Hakenkreuzlern aus -
geganaen seien . Bezeichnend sei »s , datz Dr . Marx sogar er¬
klärt habe, er sehe von Anträgen auf Strafverfolgung gegen
feine Beleidiger ab, nachdem eu so schlechte Erfahrungen mit
der Justiz gemacht Hape . An der Unabhängigkeit der Richter
wolle der Redner allerdings nicht rütteln, politisieren dürfe
man sie aber nicht. Mit dem Antrag auf Wiedereinführung
der Schwurgerichte kann sich der. Redner nicht befreunden.

Abg. Hampe (D . Hann . ) dankt dem ehemaligen Justizmini¬
ster Emminger fiir seine Reform. Mit dem Bayerischen
Bauernbund fordert der Redner die Wiedereinsetzung der
.Schöffengerichte an Stelle der Einzelrichter. Er lehnt jedoch
die Wiedereinführung der- Schwurgerichte ab . Die Rechtsan¬
waltsgebührenermäßigung sei zu weit gegangen. Gegen den
Kompromißantrag wegen der Simultanzulassunq der Recht»
anwälte hat der Redner das Bedenken , daß dadurch uniiari -S Bestrebungen gefördert werden . Me gemeinsame Auf-

ig des deutsch -österreichischen Strafgesetzentwurfes be.
grüßt er als Stärkung des Anschlutzgedankens . Bedauerlich
sei nur daß der deutsche .Scheinföderalismus die Vorherrschaft
Preußens geschaffen habe. Die Justizhoheit des Reiches lehnt
der Redner ab.

Darauf vertagt das Haus die Weiterberatung auf Freitag
3 Uhr. Ehe er die Sitzung schließt, spricht Vizepräsident Esser
den Wunsch aus, daß Präsident Löbe die Operation mtt gutem
Erfolg überstehen und baldigst seine volle Gesundheit wieder
erlangen möge (Beifall) . Schluß 4 % Uhr .

ipolitiscbe Neuigkeiten
Erhöhte Mieten ab 1 . April

Das Reichskabinett hat am Mittwoch eine wichtige Entschei¬
dung getroffen. In dom Gesetz über den Geldentwertungs¬
ausgleich bei bebauten Grundstücken war die gesetzliche Mietebis 81 . März 1927 auf 100 Prozent der Friedensmiete fest¬
gesetzt. Das Kabinett hat am Mittwoch dem Entwurf einer
Verordnung zugestimmt , wonach die gesetzliche Miete am
1 . April 1927 um 10 Prozent und ab 1 . Oktober 1927 um
weitere 10 Prozent erhöht wird . Me gesetzliche Miete beträgtalso im Sommerhalbjahr 110 Proz . uno vom Herbst ab 120
Prozent der Friedensmiete.

Vom Reichsarbeitsministerium wird dazu noch mitgeteilt,
datz sich die Verordnung auf § 3 des Geldentwertungs ĉus»
gleichsgesetzes stützt . Die Erhöhung ist vom Reichsarbeits¬
ministerium aus wohnungspolitischen Gründen vorgeschlggenworden . Sie ist eine Voraussetzung zur Beseitigung der
Wohnungszwangswirtschaft, einem der Ziele der ReichSregie -
rung. Die Festsetzung des Zuschlages vom Oktober ab istaus wirtschaftspolitischen Gründen bereits jetzt verfügt wor¬
den, um für Arbeitgeber wie Arbeitnehmer bei den Tarif -
verhandpungen Klarheit zu schaffen . Bis zum 1 . April 1928
ist keine weitere MietSerhühung beabsichtigt.

Die sozialdemokratische Reichstagsftattion hat einen Antrag
eingebracht , der die Reichsregierung ersucht, den Entwurf zu¬
rückzuziehen.

Der neue Zwischenfall in der Pfalz
Das Büro „Havas" hat die Meldung verbreitet, daß die in

der deutschen Presse . verbreiteten̂ Berichte über die Gründe,
die zu der Brrhaftung der beide« deutschen Gendarmeriekom -
mandante« führten , falsch sind, da die Gendarmen zu einem
Eingreifen berechtigt gewesen seien . (Havas gibt das also znl
Die Red . ) Der Grund der Verhaftung sei der, daß sie sich -
gegen die Ordonnanzen der Rheinlandkomrttission vergangen
hätten , indem sie ein Mitglied der Besatzungsbehörde iy Zivil
trotz ordnungsgemäßen Ausweises verhaftet hätten.

Diese Behauptung ist unrichtig . Der Führer des Fremden¬
legionärtrupps, der Dolmetscher Tonds aus Lachen bei Reu-
ftabi , der sich in Zivil befand, weigerte sich bei der durch die
Gendarmerie vorgenommenen Kontrolle , seinen Ausweis vor -
zuzeigen. Er wurde daraufhin— wie gemeldet — in Kaps-
weher veranlaßt, den Zug zu verlaßen, und dann solange
zum Bleiben veranlaßt, bis die Prüfung seines in der
Sprache der Besatzungsmächte abgefahten Ausweises erledigt
« ar. Hiernach konnte er sich ohne weiteres entfernen.

Ein Vergehen der deutschen Gendarmen gegen die Ordon¬
nanzen der Rheinlandkommiffion liegt also in keiner Weis«
vor . Me beiden Beamten haben nur getan, was ihre Pflicht
war und wozu sie auch nach Ordonnanz 301 der Rheinland- ^
kommiffion verpflichtet waren.

Die Krise in der völkischen ReHhstagsfrattien. Der na-
tionatsozialistische Abgeordnete Straßrr hat seinen Austriit '
aus der Fraktton der völkischen Arbeitsgemeinschaft mit Set,
Begründung erklärt , daß er sich durch einen Artikel des vol -
kischen Abgeordneten v. Ramin im „Deutschen Tageblatt
wegen der darin enthaltenen Behauptungen über das
hültnis Hitlers zur Großindustrie persönlich verletzt Wie .
Durch diesen Austritt verliert die völkische Fraktion zunächst
die Frattiousstärk»



Die franrSfiiche» Trvppe« im Saargebiet
Zu der Überreichung des Berichts der Regierungskommiffiondes SaargeLietes über die Anwesenheit fremder Truppen imSaarlande an den Völkerbund wird von der „Tägl . Rundfch.

"

temeldet, daß die Reichsregierung in dieser Frage den gleichenStandpunkt einnehmen werde, der in dem umfangreichenNotenwechsel schon seinerzeit niedergelegt worden ist. als
Deutschland noch nicht Mitglied des Völkerbundes . war .Gegen die jetzt geplante Umwandlung der französischen Be¬
satzung in einen Eifrnbahnschny habe . sich die deutsche Re¬
gierung schon früher grundsätzlich gewandt , da sie nichtsweiter als die Anwesenbeit der französischen Truppen im
Saargebiet nur unter anderem Namen bedeute. Die deutsche
Regierung werde jetzt versuchen, in diplomatischen Verhand¬lungen ihren Rechtsstandpunkt zu vertreten , damit diesmal
in Genf eine endgültige Entscheidung in der Frage getroffenwerden könne .

Ein Skandal im südslawischen Parlament
In der südslawischen Skupschtina ereignete sich am Don¬

nerstag ein e-mzig dastehender Skandal . Auf der Tagesord¬
nung stand die Anklage der Raditsch-Parter gegen den In¬
nenminister Maksimovitsch ivegen Mißbrauch der Amtsgewalt ,begangen durch Wahlterror . Als der Minister seine Verteidi¬
gungsrede begann , trugen die Abgeordneten der Oppositioneinen nackten Mann in den Sitzungssaal , dessen Körper blau
und blutig geschlagen war . Dieser Mann war von einem Bel¬
grader Polizeikommissar formell wegen einer Kleinigkeit,
zweifellos aber aus persönlicher Rache verprügelt worden.
Der Mißhandelte spuckte unablässig, auch im SitzungssaalBlut . Die oppositionellen Abgeordneten riefen dem Innen¬
minister zu : „Da haben Sie die Tokumentierung der An¬
klage ." Es entstand ein fürchterlicher Lärm . Die Sitzung
mußte unterbrochen werden . Der Polizeikommissar wurde so¬
fort vom Amte enthoben.

Die Lage irr Schanghai und Hankau
WTB . London, 25. Febr . IXel ) Ein um Mitternacht abge¬

sandtes Telegramm des Sonderberichterstatters der . „ChicagoTribüne " in Schanghai besagt : Die Schantungstruppen unter
dem Befehl des Generals Tschantsnngtschangs haben das
Rennen nach Schanghai gewonnen . Zweitausend von ihnen
find heute abend mit der Bahn aus Nanking eingetroffen . Die
Truppen wurden sofort nach Sungkiang (20 Kilometer von
Schanghai ) gebracht, um Marschall Sunschuangfangs demo¬
ralisierte Heere, die sich jetzt vor den Kantonheeren zurück¬
ziehen, zu verstärken. Berichten aus Nanking zufolge hatGeneral Tschangtsungtfchang endgültig den Befehl der nörd¬
lichen alliierten Streitkräfte übernommen und wird hier mehrals 30 000 Truppen innerhalb der allernächsten Tage zusam¬menhaben , darunter 2000 europäische Russen. Es ist so gutwie sicher, daß Marschall Sunschnangfang jetzt tatsächlich aus -
zeschaltet ist . Die Ankunft des Generals Tschangtsungtfchangin Schanghai beweist seine Absicht, die Stadt zu halten .

Aus Hankau meldet „Daily Mail " von gestern nachmittag :
Nach der Erneuerung der antibritischen Agitation wurde ein
allgemeiner Generalstreik angeordnet , der das Geschäftslcben
zum völligen Stillstand brachte. Man befürchtet Unruhen .

*
WTB . London, 25 . Febr . „Daily Mail " berichtet aus Tokio:

Authentische Meldungen aus Charbin zufolge werden fibirifche
Truppen an der manschurischen Grenze zusammengezogen und
von Soldaten aus dem europäischen Rußland verstärkt .

Entwurf eines BrrufsauSbildnngsgrsrtzrs . Das Reichska¬binett hat am Donnerstag den Entwurf eines Berufsausbil¬
dungsgesetzes verabschiedet. Der Entwurf regelt die Berufs -
Mlsbiidung Jugendlicher mit Ausnahme derjenigen , die in der
Landwirtschaft beschäftigt werden . Vorgesehen ist weitgehende
berufsständige Selbstverwaltung auf der Grundlage der
Gleichberechtigung der Arbeitgeber , und Arbeitnehmer .

Das Arbritszritnotgrsetz . Die interfraktionellen Besprechun¬
gen der Regierungsparteien im Reich über die Frage des
Arbeitszeitnotgesetzes wurden am Donnerstag wieder ausge¬
nommen, konnten jedoch noch nicht zu Ende geführt werden.
Sie sollen heute mittag fortgesetzt werden , und zwar unter
Hinzuziehung eines Mitgliedes des Reichswittschaftsmini »
periums . ^Das sächsische Innenministerium . Die sächsische demokra¬
tische Landtagsfraktion hat nun beschlossen, den Gebeimrat
Prof . Dr Willibald « pel, Staatsrechtslehrer an der Univer -
ftät Leipzig, dem Ministerpräsidenten als Kandidaten für das
Ministerium des Innern vorzuschlagen.

Vadiscbes Landesweater
Der gutsitzende Frack

Komödie in vier Akten von Gabriel Drrgrly
In Szene gesetzt von Uftich von der Trenck

Komödie ist schon zu anspruchsvolle Benennung dieses
Schwanks um das alle Wort : Kleider machen Leute . Ein mit
Suada und dem Drang nach oben begabter Schneidergeselle
S
gelangt mit Hilfe eines einem Kunden gehörenden, ihm
elbst aber gut sitzenden Fracks in den Gesellschaftsabend des

neu geadelten jüdischen Bergwerksbesitzers Ritter von Reiner ,bei dem er das Interesse des Ministers weckt mit Hilfe von
Phrasen , die er dem Werke eines jungen Sozialökonomen ent¬nommen hat . Er wird Abgeordneter und schließlich noch trotzder- Enthüllungen des Sozialökonomen , dem er außer den Ge¬danken auch noch die Frau gestohlen hat , Handelsminister , der
sich mit der Tochter des reichen Parvenuadeligen verlobt unddamit auf der Spitze der sozialen Erfolgsleiter angekommen
kst .

Der .Schwank ist eben so frei von allen sittlichen Bedenkenwie von Wahrscheinlichkeitsforderunaen und kennt als einzigesZiel nur die Erregung von Lachen durch komische Situationenund Witze, die namentlich der Rubrik Familie Raffke zuge-
hürcn. Bei seiner absoluten künstlerischenAnspruchslosigkeitistfeine Wirkung durchaus abhängig von flottem Zusammenspieku . Witzpointierung . Dafür trug Ulrich Vvn der Trenck als Re¬
gisseur in Gemeinschaft mit den Einzeldarstellern Sorge , sodaß eine lustige Aufführung sich ergab . Der erfolgreicheSchneidergesclle fand in dem beweglichen, treffsicheren AlfonsKloeble eine humorvolle und trotz seiner ' Charakterlosigkeit
sympathische Verkörperung . Den Hauptanteil des reichenLachens konnte aber Fritz Herz als jüdischer ' Ritter von Rei¬ner mit Marie Fraurndorfer als seiner Gattin Stephani ein¬
heimsen. Sehr wirkungsvoll karikierten auch Marie Geutrr
die verliebte alte Professorenfrau Laura und Paul Müller
den nervösen Lokalbahndirektor Theodor von Gahl . Es seien
noch hcrvorgehoben Hugo Höcker als vertrottelte Minister¬
exzellenz Dub , Friedrich Prüter als ZeitungsberichterstatterTurner . Paul Gemmecke als Schneidermeister Huber . Ohne
noch alle anderen Darsteller namentlich aufzuführen , sei fest -
gestellt, daß der Schwank, an dem ja nicht viel zu verderben
ist, zu guter Wirkung kam . Das Publikum lachte. Es würdeaber wohl auch lachen, wenn man etwas anspruchsvollere
Stücke aufsührte , wobei in diesem Falle noch nicht einmal die
Entschuldigung des Gegenwartserzeugnisses vorlag , da . Der
gutsitzend « Frack " dank seiner Vorkriegsgeburt , noch nichteinmal in den Bereich des Gesetzes zum .Schutze der Republik
fällt . Prof . Dr . Karl Holl.

II*

überreich«*», der neue« 6pr»zenti,en bayerische« Staats -aukrihe. Me Zeichnung auf die neue öpryzentige bayerische
.Staatsanleihe im Gesamtbeträge von 75 Millionen RM . hat— wie aus München gemeldet wird — einen vollen Erfolg

, gehabt. Der größte Teil, der Anleihe ist in .Sperrstücken ge¬
zeichnet worden, so daß auf die für freie Stücke angemeldetenZeichnungen durchschnittlich nur 65 Proz . des gezeichneten Be¬
trages zugeteilt werden können .

Vsdiscker Landtag
Der Ausschuß für Rechtspflege und Verwaltungnahm am Donnerstag seine Sitzungen wieder auf .Jn > der Frage des RrichSrhrönmales soll eine Eingabe zurKenntnisnahme überwiesen werden.Eine längere Aussprache drehte sich um die Rechtsmittel ,friste» bei Grmeindrwahlen . Ein liberaler Antrag will, daßchirch eine sofortige Änderung der Gemeindeordnung alleFristen auf eine Woche verkürzt werden ; jetzt betragen dieFristen zwei Wochen und einen Monat . Dadurch wird die

Gemeindewahlbewegung oft sehr in di« Länge gezogen.
Schließlich wurde der liberale Antrag , der die söforftge Ge.setzesändervng möchte, mit 13 gegen 5 Stimmen bei 2 Ent¬haltungen abgelehnt und folgender Antrag einstimmig ange¬nommen : „Die Regierung möge gelegentlich eine Abänderungder Gemeindeordnung, jedenfalls vor den nächsten allgemeinenGemeindewahlen prüfen , inwieweit in den Fällen des § 41
Absatz 3 der Gemcindeordnung die in 8 111 der G .O . vor¬gesehenen Frist« ,, gekürzt werden.

"
Die Frage der Schaffung einer Trntistenkammer ließ erken-neu , daß hier große Meinungsverschiedenheiten vorhandensind . Der dem Ausschuß vorgelegte Gesetzentwurf über eine

Dentistenkammer will in das Gesetz das Sanitätspersonal be.treffend ' vom Jahre 1906 hinter den 8 65 einen 8 65a ein»
Shieben , durch den den Dentisten wie den Zahnärzten undpothekern eine Kammer gewährt wird, in der die Standes¬interessen Vertretung finden sollen . Dieser Gesetzentwurf istdurch die badische Prüfungsordnung für Dentisten in derFassung vom 15. Januar 1925 vorbereitet . — Der Berichter¬statter sprach sich gegen eine Sonderregelung eines einzelnenStandes aus . Auch für den Fall , daß der Entwurf Gesetzwürde , wäre der Name Dentist in Baden nicht geschützt . Der8 18 der Prüfungsbestimmungen vom Januar 1925, der demMinisterium die Möglichkeit gibt, unlautere Elemente auszu¬schalten , genüge. Wirklich fähige Dentisten hätten nach demAbkommen die Möglichkeit , die Approbation als Zahnarzt zuerwerben . Der Minister des Innern trat dem Berichterstat -ter entgegen und erwähnte , daß in Baden 714 Dentisten 313Zahnärzte gegenüberstehen. Erst in den grüßten Städten Ba¬dens nähere sich die Zahl der Zahnärzte der der Dentisten .Me Kernfrage sei, ob man den Dentistenstand ausrottenwolle oder nicht . — Der Ausschuß beschloß , vor einer weiterenBeratung die Fraktionen zu hören.

Unterhaltung der LandstraßenDie Fraktion der Deutschen Volkspattei hat folgenden An-ttag eingebracht: „Der Landtag wolle beschließen, die Regie¬rung wird ersucht , den Entwurf eines Gesetzes zur Änderungdes § 18 des Straßengesrtzes vorzulegen, worin der durchdie Gemeinden zu ersetzende Anteil des Aufwandes für Un.terhaltung der Landstraßen , bisher ein Mettel , bemessen nachLange der in der Gemarkung liegenden Landstratzenstreckenbedeutend ermäßigt und gerechter berechnet wird ".

MbrpianAndermigen
Me ReichSbahndirettiou Karlsruhe teilt mit :

„ Vom Monat März an verkehren wieder die Nachtschnell,zuge O 56/.D 93, München ab 9. 10 nachm , über Stuttgart —Heidelberg nach Frankfurt a. M ., an 6.30 vorm, und D 94/JI> 69, Frankfurt a . M . ab 9. 15 nachm ., München an 7.00 '
vorm , mit den Flügelzügen 356/O 56, Heidelberg ab 4 .10über Mannheim —Ludwigshafen nach Saarbrücken , ani8.00 vorm, und I> 36, Saarbrücken ab 7.35, Heidelberg an11,04 nachm ., sowie l > 56 Mühlacker ab 2.29, Karlsruhe an8. 17 vorm , und D 69, Karlsruhe ab 11 .25 nachm., Mühl -acker an 12 27 vorm. Erste Abfahrt aller Zugteile in Mün -chen, Frankfutt a . M .» Saarbrücken und Karlsruhe in derNacht vom 28. Februar zum 1 . März . . Infolge der Wieder¬einlegung des Zuges 93 nach Frankfurt a . M„ ivird derSchnellzug O 41 von Basel Bad. Bf . ab 11 .55 nachm , von ,1 . März an wieder über die Riedbahn, Mannheim ab 5.00vorm , nach Frankfurt a . M . (an 6.22 vorm. ) geleitet . ZumAnschluß von Zug O 41 an den Zug O 93 verkehrt vomgleichen -Tag der Zug 915, Mannheini ab 4.44, FriedrichsfeldNord an 4.56 vorm., während der Zug 905 Heidelberg ab4 .50, Fttedrichsfeld Nord au 6.03 vorm, ausfällt . Zug I ) . 94erhält Anschluß nach Mannheim durch den Zug O 194 Frie¬drichsfeld Nord ab 10.60, Mannheim an 11 .02 nachin. FürReifende nach Karlsruhe besteht vom Zug O 94 in Bruch¬sal Anschluß an den Zug 960, der vom 1 . März an um 11 .50nachm, in Bruchsal abfährt und um 12.16 vorm, in Karlsruheeintrifft .

Auf der Strecke Karlsruhe —Mannheim über Schwetzingenverkehrt voml 1 . März an wieder der 8 ? 991, Karlsruhe ab7.35, Mannheim an 8.45 vorm., wo er endigt. Ferner ver¬kehrt ckls Ersatz für den ausgefalle,ien Eilzug 100 zwischenHeidelberg und Karlsruhe der von Frankfurt a . M . (ab7 .16 nachin. ) kommende 8 ? 914, Heidelberg ab 9 . 17, Bruchsal9.51/53 , Durlach 10.11/12, Karlsruhe an 10.19 nachm. Diebisher auf die Strecke (Baden -Baden) Baden.Ooos—Karls¬ruhe sowie umgekehrt beschränkten Personenzüge 943/940werden wieder , mit Halt auf allen Zwischensiationen von und
nach Ofsenburg durchgeführt, Zug 943/ Offenburg ab 8.00,Karlsruhe an 11 .33 vorm. Zug 940 Karlsruhe ab 8.35, Of -
fenburg an 10.47 nachm .

In Verbindung hiermit verkehrt der Zug 789, bisher Ba¬den-Baden ab 10.24 vorm, vom 1 . März an im seitherigenFahrplan des Zuges 943, Badeii-Badeii ab 10. 16, Baden -Oosan 10.23 vorm.
Auf der Schwarzwaldbahn werden die Schnellzüge O 152,Offenburg ab 9.00 vorm., Konstanz an 1 .06 nachm, und O>

153 , Konstanz ab 6.00, Offenburg an 9. 18 nachm , im Anschlußan die Schnellzüge O - 308/O 307 Holland—Rheinland —Basel»,im bisherigen Fahrplan weiterhin beibehalten. Bis einschließ¬lich 10. März werden die Züge O 162/v 163 von den
Schweizerischen Bundesbahnen noch bis und von Chur fort ,
gesetzt , während sie nach diesem Zeitpunkt nur noch durch¬laufende Wagen bis und von Konstanz führen .

Im Zusammenhang mit der Beibehaltuiig der Züge v 152 /U 153 auf der Schwarzwaldbahn verkehren die Züge 6066,Jmmendingen ab 11 .10 vorm., Singen an 12.12 nachm., 1418,Offenburg ab 7 .58, Villingen an 11 .43 vorm., 1427, Donau -
eschingen ab 4.60, Villingen an 5.14 nachm ., Villingen ab5 .48, Offenburg an 8.48 nachn, . vom Monat März an bis
zum 14 . Mai in den für die Zeit vom 15. Dezember bis 28,Februar festgesetzten Fahrplänen .

Zwischen Karlsruhe und Pforzheim wird der Zug 1241 ,Karlsruhe ab 11 .15 nachm , beginnend in der Nacht vom 28.Februar zum 1 . März durchweg 18 Minuten später befördert ,Karlsruhe ab 11.33 nachm ., Pforzheim an 12.45 vorm.

Gründung des KsdisMen Landes -
Mobnungskürsorge - IDereins e. ID.

Am Donnerstag , den 24. Februar , wurde in Karlsruhe derBadische Landeswohnungsfürsorgeverein gegründet . Die Bau¬
genossenschaften , die Gewerkschaften und Angestelltenverbändealler Richtungen, das Heimstättenamt der Deutschen Be¬amtenschaft. der Bund Deutscher Bodenreformer , die BadischeBau - und Bodenbank, die Mietervereine u . a . waren in der
Gründungsverfammlung , die von Präsident Dr . Engler ge-leitet wurde , vertreten . Die neue Organisation will alle aufdie Verbesserung der Wotznungsverhältnisse hinzieleudenKräfte zusammenkassen und so in gewissem Sinne die vordem Kttege von dem Badischen Landeswohnungsverein ge¬leistete Arbeit wieder aufnehmen . Nach seiner Satzung er¬strebt der Verein aus wirtschaftlichen, gesundheitlichen undkulturellen Gründen eine Verbefferung der WohnungSverhält -niffe in Baden . Er stellt sich außerhalb aller parteipolitischenund konfeffionellenBestrebungen. Seine Tätigkeit ist eine ge¬meinnützige und vornehmlich der Förderung des Wohnungs¬baues der minderbemittelten Bevölkerung, besonders auch der
Kinderreichen und Kriegsbeschädigten gewidmet. Der Verein
sucht sein Ziel zu erreichen:

1 . Durch Schaffen einer Zentralstelle zur Sammlung , Sich¬tung und Durcharbeitung des das Wohnungswesen be¬
treffenden Matettals ;2. durch den Verkehr mit Behörden, Körperschaften, Ver¬einen und Privaten zwecks Austauschs von Erfahrungen ,Anregung und Klärung von allgemeinen und besonderenFragen , Herausgabe von Druckschriften, Erstattung von
Gutachten, Beratung von Baulustigen ;3. durch Organisierung und Förderung namentlich der ge¬meinnützigen Bautätigkeit, Mitwirkung bei der Gründung
gemeinnütziger Bauvereinigüngen und Unterstützung aller
gemeinnützigen Bestrebungen zur Bekämpfung der Woh¬nungsnot und zur Förderung guter Wohnungshaltung .Die Mitgliedschaft können Vereine, Körperschaften und

Einzelpersonen erwerben, soweit sie keine gewinnsüchtigen Ab¬
fichten verfolgen. Der Beitrag ist für Vereinigungen miteiner Mitgliederzahl bis zu 400 Mitgliedern auf mindestens10 RM ., für größere Vereinigungen , Körperschaften usw. aufmindestens 20 RM . und für Einzelpersonen auf 6 RM . fest-
gesetzt werden. Zum Vorsitzenden des Vereins wurde einstim¬mig Präsident Dr . Engler gewählt, als deffen Stellvertreter
Reg.-Baumeister Runge von der Badischen Bau - und Boden¬bank, ferner wurde in den Vorstand berufen Oberpostinspek¬tor Manz als Vertreter de« Heimstättenamts der DeutschenBeamtenschaft und des Bundes Deutscher Bodenreformer . Inden Bereinsausschuß werden von den Gewerkschaften, Mieter¬vereinen usw. Vertreter entsendet.

Mancherlei Aufgaben warten ihrer Lösung auf dem Gebieteder Wohnungsreform . Die Gründung des Badischen Landes -
wohnungsfürsorgevereinS ist daher ein wichttger Schritt aufdem Wege zur Sicherstellung der gemeinnützigen Baubewe -
gung und der Ziele der WöhnungS- und Bodenreform in Ba¬den. Die Geschäftsstelle ist in Karlsruhe , Schießplatz 1ü, II .

WTB . Germersheim , 24 . Febr . Von der franz . Gendar -mente wunden zwei hiesige Arbeiter -in ihrer Wohnung der»hafttt, ine am 20. Februar in einer Wirtschaft an einemBengnügen teilgenommen hatten , auf dem es zu einer Rau -
ferei mit einem Algerier tyrd einem als gewalttätig ' dekann -ten franz . Sergeanten gekommen war .

Aus der Lsndesbsuptstadt
Das Urteil im Mordprozeh Wagner. Im Mordprozeß Wag .ner vor dem Karlsruher Schwurgettcht wurde nach über zwet-stündiger Beratung Donnerstag abend das Urteil verkündet .Wagner wurde wegen Totschlages zu 15 Jahren Zuchthausund zur Tragung der Kosten des Verfahrens verutteilt . DerRevolver wird eingezogen. Außerdem wurden Wagner die

bürgerlichen Ehrenrechte auf die Dauer von 10 Jahren abge-
sprochen. In der Begründung fühtte der Vorsitzende , Land ,gettchtsdirektor Dr . Rudmann , u . a . aus : Daß der Auge-
klagte den Ludwig Thome vorsätzlich getötet hat , darüber be¬
stehe für das Schwurgettcht nicht der gettngste Zweifel . DasGericht habe diese Überzeugung gewonnen aus dem Verhal¬ten Wagners vor, bei und nach der Tat . Es fei überzeugt , ■
daß die Behauptung des Angeklagten, er habe mit der Handauf den rechten Arm des Thome einen Schlag versetzt , wo- ,durch der Schuß losgegangen sei, unwahr ist. Wagner habemonatelang aufs energischste alles bestritten, mit unwahrenAngaben operiert und durch die Schmuggelbriefe versucht, den
Tatbestand zu verdunkeln. Thome und Wagner wollten nichtnach Philippsburg fahren , um Möbel zu holen, vielmehr wie¬der eine Tour unternehmen , um zu stehlen . Wagner hatteAngst vor Thome, der ihn in seiner Hand hatte . Nur mit
Rücksicht auf die durchaus zweifelhafte Persönlichkeit des
Thome und da das Gettcht die Möglichkeit nicht für absolutausgeschlossen hält , daß es auf dieser Diebesfahrt zwischenWagner und Thome eben doch zu Differenzen und Streit
gekommen ist, wobei ersterer aus einer spontanen Eingebungheraus zur Waffe griff, hat das Gettcht von einer Verurtei¬
lung wegen Mordes Abstand genommen, dem alten Grund¬
satz getreu , daß im Zweifel zitgunsten des Angeklagten zuentscheiden ist . — Wagner hat das Urteil gefaßt , wenn auchkreidebleich entgegengenommen.

Wetternachrichtendienst der Landeswetterwarte Karlsruhe .Die milde Witterung hält an . Auf der Vorderseite des großenWirbels , der seit „
vier Tagen nahezu unverändert westlichEngland liegt, strömt warnte ozeanische Luft nach Europa .Heute morgen liegt über Mittelftankreich eine besonders aus¬

geprägte Wärmequelle , deren Aufgleitregen bis nach Baden
reichen. Ihre Annäherung wird uns weitere Erwärmung
bringen . Boraussichtl. Witterung für 26. Febr . : fortdauerndmild und zeitweise Niederschläge bei westlicher Luftzufuhr .

Ikurze « sclrricbten aus Laden
DZ . Mannheim , 25. Febr . Die argentinische Liudienkem -

miffien traf gestern vormittag , von Heidelberg kommend, hier:ein . Am Bahnhof wurden die Gäste von Vertretern der staat¬
lichen und städtischen Behörden sowie der Handelshochschule
begrüßt . Unter jachkundiger Führung wurden alsdann meh¬rere städtische Werke , die städtischen Krankenhäuser , dev .
Schlacht - und Vtehhof, die Werke der Heinrich Lang A.-G . und
Daimler -Benz -A. -G ., sowie die Badische Anilin- und Soda »
gbttk in LudwigShafen besichtigt . — Nachmittags fand eine

undfahtt durch die Stadt und die Hafenanlagen statt, woran !
sich ein von der Stadt Mannheim gegebenes Abendeffen int
„Rosengatten " anfchloß. Abends folgten die Gäste einer Ein .
ladung zu einem FestkommerS der HandelShochfchulstudieren»den im „Friedrichspark "

. Heute reisten die Gäste nach.
Frankfurt weiter .

DZ . Ladenburg , 24. Febr . Das Baggerpersdnal beim Reck-
karbcmalbau für LoS 8 der Staustufe Ladenburg -des Rek-,
karkanalö ist am Dienstag in den- Streik getreten . Die Uvtz
lacke des Streiks ist in Lohndifferenqeu zu suchen.



' WTB . Freiburg , 24. F«-br . Heute Vormittag fuhr ein mit
drei Personen besetztes Privatant » mit groher Geschwindig¬
keit gegen einen Baum . Eine mitfahreude Dame , ein Mit¬
glied «der zurzeit in Fveibuvg flaftferenben «bayrischen Künst¬
lertruppe , erlitt einen Bruch der Wirbel fältle und war sofort
tot . Ihr Begleiter , sowie der Chauffeur , erlitten schwere
Verletzungen . Der Chcmffeuer wurde bewußtlos mit starken
Blutungen am Rücke » dom Steuer weggetvagen. Den Be¬
gleiter «der Dame verbrachte mar» mit schweren Verletzungen
nach Freiburg . Auffällig ist, Laß der Wagen auf der linken
Seite gegen Len Baum silhr . Allem Anscheine nach hatte der
Chauffeur die Herrschaft über die Steuerung verloren .

Stsstssnzeiger
Hersonellcr Teil

Ernennungen, Versetzungen . Zuruhesetzungen usw
* der planmäßige » Beamte»

's - s dem Bereich des Staatsministeriums
Ernannt :

MnisterialrcchnungSrat Peter Blümmel beim ' Justiz¬
ministerium mit Wirkung vom 1. Juni 1927 zum Büro¬
direktor bei der Badischen Gesandtschaft in Berlin .

Ministerium des Innern
Ernannt :

Kriminalsekretär Ernst Lemme in Karlsruhe zum Kriminal¬
kommissar .

Justizministerium
Verzichtet auf ihre Zulassung :

Die Rechtsanwälte . Kuno Elbel beim Amtsgericht Rastatt
und Landgericht Karlsruhe sowie Alfred Kunzmann beim
Amtsgericht Lahr .

Versetzt :
Justizobersekretär Otto Hafenfuß bei der Staatsanwalt¬

schaft Freiburg zum Landgericht Karlsruhe , Kanzleiaffistent
Gustav Müller beim Amtsgericht Schopfheim zum Landge¬
richt Waldshut ; die Aufseher Ferdinand Bader beim Bezirks -
aefängnis Radolfzell zur Fürsorgeerziehungsanstalt Sins¬
heim und Franz Faller beim Bezirksgefängnis Meßkirch
zu jenem in Radolfzell.

Zuruhegesetzt:
Die Kanzleisekretäre Adolf Fischer beim Amtsgericht Mann¬

heim und Karl Friedman « beim Amtsgericht Ettlingen bis
zur Wiederherstellung ihrer Gesundheit .

Ministerium des Kultus und Unterrichts
Ernannt :

Bibliothekar Dr . Cr »«e an der Universitätsbibliothek in
Heidelberg zum Oberbibliothekar daselbst.

Ministerium der Finanzen
Wasser- und Straßenbaudirektion .

Planmäßig angestellt :
Die Geometer Albert Banschbach beim Vermessungsamt Hei¬

delberg, Adolf Ell beim Katastergeometer I in Tauberbischofs¬
heim, Philipp Jsele beim Vermessungsamt in SinSheim , Otto
Karle beim Katastergeometer in Freiburg , Eduard Kemm
beim Vermessungsamt in Tauberbischofsheim ; die Straßen -
Wärter Albert Hoch in Eisenbach, Peter Krch in Hausach, Jo¬
hannes Kirrmann in Kehl, Johann Matt in Ay, der Fluß -
Wärter Jakob Schmidt in Ottenheim .

Znruhrgrsetz » auf Ansuchen:
Der Straßenwärter Adolf Bruch in Oberschopfheim wegenleidender Gesundheit.

Gestorben :
Rechtsanwalt Karl Eckert in Heidelberg.
Der Straßenwärter Wilhelm Marggrandrr HI . in Eggen¬

stein.

Badische » Landestheater
a) Im LandeStheater :

Samstag , 28. Februar . 4- E 17. Th .-Gem . 1301—1400.
Einen Jux will er sich machen . 7 )4 —10K ( 5.—) .

Sonntag , 27 . Februar . Nachmittags : 11 . Vorstellung der
Sondermiete für Auswärtige : Stöpsel 3—5 )4 ( 3.—) ,
Abends : Außer Miete : Fastnacht-Eabaret 7—10 (8.—) .

Montag , 28. Februar . Außer Miete : Fastnacht -Cabaret . 7 )4
bis 10 )4 (8.—) .

Dienstag , 1 , März . Außer Miete : Fastnacht -Cabaret . 7H bis
10 )4 ( 8.—) .

Mittwoch, 2 . März . 6. Vorstellung der Schülermiete : Danton .
Eine beschränkte Anzahl von Plätzen ist für den allgemei¬
nen Verkauf freigehalten . 7 bis n . 9 (5.—) .

Donnerstag , 3. März . * D 18 (Donnerstagmiete ) . Th .-Gem.
1401—1625 . Neueinstudiert : Die lustigen Weiber von
Winhsor von Nicolai . 7 )4 —10 (7 .—) .

Freitag , 4. März . Volksbühne 6. Di« Zauberflöte . Der 4.
Rang ist für den allgemeinen Verkauf freigehalten . 7 )4 bi»
iOH (7 .- ) .

SamStag , 5. März . * A 18. Th .-Gem . 3 . <M )r . Der gntstt-
zrnde Frack. 7 )4 bis g . 10 (5.— ) .

Sonntag , 8. März . Nachmittags : 12. Vorstellung der Sonder¬
miete für Auswärttge : Der Dieb. 3—5K ( 3.— ) .
Abends 4- C 18. Th .-Gem. 2. SGr . Madame Butterfly .
J_ (3 ^

Montag 7. März . Th .-Gem. 1101—1200 und 1301—1400.
8. Slnfonie -Kouzert . Leitung : Josef Krips . Solist : Paul
Trautvetter . 8—10 (4,—) .

DienSta ^ 8. Mär, . 4- G 19, Th .-Gem . 101—200 . Turandot .
8 bis g. 10 )4 (7.—) .

d ) Im städtische « Konzerthans :
Sonntag , 27. Februar . Keine Borstellung wegen des Fast -

nacht-CabaretS im LandeStheater .
Sonntag , 6. März . 4- Alt Heidelberg. 7 bis n . 10 (4 .—) .

Vorankündigung des Badischen Landestheaters
Montag , den 14. März 1027

Gastspiel A«N»a Pawlowa
mit ihrem Ballettensemble von 40 Tänzern und Tänzerinnen .

KONZERTHAUS

Mi ) - MmMninen
6in lufliges 9ilm - {Potpourri
ab Samstag , 26 . Februar , täglich bis Mittwoch , 2. März ,

abends 8 Uhr
— Sonntag nachmittags 4 und abends 8 Uhr —

(Samstag und Mittwoch auch 4 Uhr nachmittags )
Schüler , Studierende und Erwerbslose halbe Preise gegen

Ausweis — Sonderpreise : Mk . 0 .60,1 .—, 1,50
Vorverkauf : Musikhaus Fritz Müller . Kaiserstr .

COLOSSEUM
Täglich 8 Uhr

— Sonntags 4 und 8 Uhr

„ Die bunte
50 Mitwrirkende

125
tt

20 Girls I
Bekanntmachung .

Fastnacht 1927 .
Gemäß § 30, 59, 63 des Pol .-Str .-G . , § 360 Ziff . 11

R .-Str .-G .-B . wird folgende
Anordnung

« Hassen :
I . Ain Fastnacht-Sonntag , -Montag und -Dienstag

ist Las Trugen von Larven , sowie der Aufenthalt
«mit vermummtem oder unkenntlich vermaltem
Gesicht auf öffentlichen Straßen und Plätzen
verboten.

Kinder amte 14 Jahren werden vom Verbot
nicht getroffen.

H . Das Wersen von Konfetti und Knallerbsen aus
öffentlichen Straßen und Plätzen wird unter¬
sagt.

Aus folgendes wird hingewiesen :
1 . Gemäß Bekanntmachung «des Herrn Minister des

Innern vom 33 . Dezember 1936 ist die Veran¬
staltung von karnevalistischen Umzügen auf öf¬
fentlichen Straßen und Plätzen und an anderen
öffenttichen Orten «mit Ausnahme für Kinder un¬
ter 14 Jahren verboten.

2. Geistliche Kleidung und Uniformen der Polizeiund des Heeres dürfen nicht getragen werden.3. Das Einsammeln von Geld durch Masken wird
als Bettel bestraft .

4. In der Nähe von Kirchen «darf während des Got¬
tesdienstes keinerlei Lärm gemacht werden . «

5. Unanständiges Benehmen und Belästigung von
Personen , 'insbesondere weiblichen Gesichts ,wird als grober Unfug bestraft .

6 . Lebende Tiere dürfen von Masken nicht mitge¬
führt werden . J .933

Karlsruhe , den 22. Februar 1927 . OL .27
Badisches Bezirksamt . — Poltzetdirektio ».

Streitige Gerichtsbarkeit
3 .986 . Offrnburg . Das

Konkursverfahren über
bas Vermögen des Kauf-
mannS Kurt Eckart, Ta¬
bakwaren en gros in Of¬
fenburg , wird nach Abhal-
tung des Schlußtermins
aufgehoben.

Offenbuvg , 21 . 2 . 27 .
Bad . Amtsgericht II
Der Gerichtsschreiber.

3 .931 . « illingen . In
dem Konkurse Friedrich
Wilhelm Gerber , Zigar¬
ren mache r in Billingen
soll Schlußverteilung vor¬
genommen werden . Ver-
fügbar finb 530,34 RM .denen 396.59 M . bevor¬
rechtigte und 3 989 .91 M.nicht bevorrechtigte For -
derung . gegenüberstehen .

KvnknrSverwalter :
Hetlmann .

VerschHelmntmachungen
WeMMuf .

Das Forstamt St . Bla -
sien verkauft freihändig
den diesjährig . Anfall an
Papierhölz in den Domä¬
nenwaldungen in 14 Lo¬
sen, geschätzt i . G . zu 3600
Ster . Angeb. werden bis
Samstag , den 12. März
1927 , vormittags 11 Uhr,
angenommen . Der Bie¬
ter bleibt fünf Tage an
sein Gebot 'gebunden. DaS
Forftamt liefert Losver¬
zeichnisse und gibt nähere
Auskunft . J .932

Mitr-MOW.
Für den Neubau des

Dienst - u . Beamtenwohn¬
gebäudes an der Schul-
bevgstaffel iu Pforzheim
sind gemäß Verordnung
Bad . Ministeriums der
Finanzen vom 27 . Juli
1922 urkd 22. Juli 1924
die Ausbauarbeiten in
öffentlich Verdingung zu
vergeben. Holzfußboden,
Linoleum - und Fliefenbe-
käge, Terrazzo -, Schrei -
ner -, Schlosser-, Mcrler-
und Tapezievarbeiteu ,
Wasser- u . Gaszuleitung ,
Wassevabkottung u . Abort-
anlage . Zeichnungen, Be¬
dingungen und Angebots-
Vordrucke liegen bis 7.
März «an Werktagen von
8 bis 12 Uhr beim Be¬
zirksbauamt Karlsruhe
Stefanienstr . 28, am 25.
Febr . von 9 bis 12 und
2 bis 5 Uhr und am 28.
Febr . van 9 bis 12 Uhr
im Baubüro «in der ehern .
Hell- und Pflegoanstalt
in Pforzheim auf . J .928

Angebote sind verschlos¬
sen, postfrei mit Auf¬
schrift 'der betc . Arbeit
versehen, «bis 8, März 27,vorm . 19 Uhr, beim Un¬
terzeichneten Amt oinzu-
reichen. Um dieselbe Zeit
Eröffnung . Versand der
Arwebote nach auswärtsund Abgabe von Zeich-

ln

I
aber gewaltig unsere Auswahl

Herren-
Damen-

Fugen»-
«Sport-

Dekleiöuny
Daran denken Sie, wenn Sie

Ihren Bedarf an
Konfirmanden- u.
Kommunikanten - Kleiöung

decken

^ Beamte « ohne jede Anzahlung ! ^

Kaufe gleich Achte später

Deutsche
Beklei-unossesellschast

m. h . H.
-mmchntze 40 Karlsruhe Säle Rartzgrasevstr.

nungen findet niM statt .
Arschlagpffvist 3 Wochen .

Karlsruhe , 23. 2. 1927.
Veztrks-Vanamt .

Für den Neubau eines
StvahonwärterhaufeS mit
Ökonomie in Ofteriugon
sollen d. Berpu tzarbviten,
Holzfußboden-, Glaser -,

Schreiner -, Schlosser-,
Tünchen- und Tapezier -
arbeiten , Wasser-Zu- und
Ableitung im Gebäude,
Kachelöfirn , elektrische Be¬
leuchtungsanlage nach den
Bestimmungen des Fi¬
nanzministeriums v. 27.
7. 1922 und 22. 7. 1924
Vergaben werden .

Zeichnungen u . Bedin¬
gungen liegen in der
Zeit vom 25. Febr . bis
etnschl . 12. März 1927 in

unserem Geschäftszimmer
vorm, von 8 bis 12 Uhr
zur Einsicht auf . Ange¬
bote verschlossen , porto-
und bestellgeldfite mit
entspreche -idder Auffchrist
bis längstens Montag , d.
14. März 1927, vormitt .
19 Uhr, zur Eröffnung
einzureichen. Zuschlags¬
frist 3 Wochen . J .905

Waldshut . 21 . Febr . 27 .
Bezirksamt .

Mit dem 1 . Mai d. I .
werden nachstehende Ex-
prehguttarife ausgehoben :

1 . Tfvz, Nr . 666 : Ba-
drsch -Bayrrscher Expvetz -
guttarif , Teil II vom 1.
2. 1919 nebst Nachträgen,2. Tfvz . Nr . 664 : Ba-
disch-pfälzischer Expretz-
guttarif , Teil II vom I.
7. 1918 nebst Nachtrag :

Expreßgut wird ferner¬
hin nach den StationS -
Entfecnungstafeln abge¬
fertigt , die am gleichen
Tage eingefühvt werden .
Beim Fohlen von Entfer¬
nungen in diesen Täfeln
werden Wfsweise d. Ent -
ievnungen der Gütertarif
angewandt . 3 -941

Erfurt , 23 . 2. 1927 .
Deutsche Reichsbahn- Ge¬
sellschaft Reichsbahndi¬
rektion Erfurt namens
des Verkehrsamt München
und der RelchSbahndirek-
tionen Karlsruhe und

Ludwigshafen .

Samstag , 26. Febr . 1927
*E17 Th .-Gem .1301 —1400«

von Nestroh
In Szene gesetzt von

Felix Baumbach
Musikal . Leitung : I . Krips
Zangler
Man «
Weinberl
Christopherl
Kraps
Gertrud
Melchior
Sonder »
Hupfer
Madame Knorr
von Fischer
Mumenblatt

Hofbau «
Moest

Kloeble
Rademach«

Schneider
Mödetzl

- Leitge
Müll «
Gent «

Clement

Philipptne
Brunninger
Lisette
Hausmeister
Lohnkutscher
Wächter
Rab
Kellner {

Frauendorf «
HermSdorff
v. d- Trenck

Muck
Prüter

Mohn«
Brand
Bockx

Gemme«
« raf

Anfang 71/. Ende 10'/«
I Sperrsitz 5 . — Mk-

So . 27. Febr . nachmittags
Stöpsel

abends : Fastnacht - Kabarett
Mo - 28. Februar
Fastnacht-Kabarett

Besi -ürLichtspiele
WaldstraOe 78

Ben Hur
Druck ®. Braun» Karlsruhe.
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